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II. Merkblatt für hilfsütenstpfltchtige.
Durch Vundesratsverordnung vom 13. Novembrr 1Ö17

tft eine Ergänzung der bei den Einberufungsausschüssen ge¬
führter. Nachweisungen der Hilfsdienstpflichtigen angeord-
nrt worden. Bei den in der Verordnung vorgeschriebenen
Meldungen sind folgende Bestimmungen von den HilfS-
dienstpflichtigen sorgfältig zu beachten.

I

Di» Meldung zur Eintragung in Sie Nachweifungen.
A. persönliche Meldung.

Aus Hfsentliche Aufforderung der Ortsbehörden haben
ich die nachstehend aufgesührten Personen innerhalb der
n der Aufforderung bestimmten Frist bei der darin ange¬

gebenen Stelle persönlich zu melden und die für die Aus¬
füllung der Melderarte erforderlichen Angaben zu machen:

1. «II« männlichen Deutschen, die nach dem 31. März 18ü3
geboren find und da» siebzehn», Lebensjahr »ollendit
heben, soweit sie nicht

«) »um aktiven Her« »»er zur «ktiven Marine , e
höeen oder

b) auf Grund »in« : Nevla mation »om Dienste Mn
yeeee oder in de» Marine zu,ückgestellt find,

3. alt » männlichen Angehörigen der östernelchisch-unga »,-
schrn Monarchie , die nach dem 31. März 1888 geboren
sin» und das siebzehnte Lebensjahr vollendet haben, s,-
weit sie im Gebiet des Deutschen » eiche» ihren Wohn-
fitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben und nicht
-um aktiven oder zur aktiven Marine gehören.

Die Meldung hat am Wohnorte des Meldepflichtigen zu
erfolgen.

B. Schriftliche Meldung.
Bon der persönlichen Meldung ist befreit , wer sich inner-

lb der in der öffentlichen Aufforderung der Ortsbehörde
bestimmten Frist , bei. der darin angegebenen Stelle schrift¬

lich unter ordnungsmäßiger Ausfüllung der vorgeschriebenen
Meldekarte meldet. Die schriftliche Meldung erfolgt durch
Abgabe der ausgesüllten Meldekarte bei der in der öffent¬
lichen Aufforderung der Ortsbehörde angegebenen S 'elle
ober durch Abgabe der ausgefüllten Meldekarte in offenem,
an dr« von der OrtSbehöide angegebenen Stelle adressiertem,
mifr»nk,irt »m Umschlag ßei »ine» P »stanstalt (Prstagentur)

oe' tn Aushändigung der Meldebestätigung (vgl. unten zu
VI). Die Abgabe der ausgefüllten Meldekarte kann auch
durch einen Beauftragte » z. B. den Arbeitgeber , bei Beani«
ten insbesondere auch durch die Vorgesetzte Dienstbehörde
erfolgen. Die Aufbewahrung der Meldebestätigung ist Sache
der Meldepflichtigen selbst.

II.
Sefreiung von - er Meldepflicht.

Nicht zu melden brauchen sich, abgesehen von den unter
Nr . l . aufgesührten Ausnahmen , HilfsdienstpflichNge, dir
sich bereits bei der*ersten Eintragung guf 'Grund der V«r-
ordnung des Bundesrats vom 'l . März 1917 oder später ans
Anlaß eines Stellen - oder Wohnungswechsels bei der von
der vrtsbehörde angegebenen Stelle oder beim Einbern-
snngsausschussegemeldethabenunddies  durch Vor¬
legung des gestempelten Abreißstreisens der Meldekart,
Nachweisen können.  Mer den Abreißstkeifen nicht
mehr besitzt, muß sich also nochmals melden.

III.
fluskunftpflicht, ärztliche Untersuchung.

Genügen die Angaben in der Meldung nicht, o&er tNM
stehen Bedenken gegen ihre Richtigkeit, so hat der Meid«
pflichtige sie zu ergänzen oder aufzuklären . Die OrtHSehörd«
kann ihn zu d iesem Zwecke vorladen und sein Erscheinen nach
den -ländesrechtlichen Vorschriften erzwingen.

Jeder Meldepflichtige hat ferner auf Aufforderung de»
Vorsitzenden des Einberufungsausschusses persönlich zu er¬
scheinen, auf Fragen des Vorsitzenden oder seines Vertreter»
Auskunft zu erteilen und sich einer Untersuchung durch den
vom Vorsitzenden bestimmten Arzt zu unterziehen , softrn
dies für die Feststellung der körperlichen Eignung de» Hilf»,
dienstpflichtigen für eine bestimmte Arbeit erforderlich ist'.

IV.
Nachträgliche Meldung.

Es haben sich nachträglich persönlich oder schkrfflrch
unter Benutzung der vorgeschriebenen Meldekarte in der
unter Nr . I. B.  vorgeschriebenen Form bei dem Einberu-
fiingsausschuß ihres Wohn- oder Aufenthaltsorts zu melden:

a) alle männlichen Deutschen, die das 60. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, sofern sie nach Ablauf der nach
Nr . I. A.  von der Ortsbehörde bestimmten Meldefrist
aus dem Dienste im Heere oder der Marine aus anderen
Gründen als infolge einer Reklamation ausscheiden.

b) alle im Reichsgebiete wohnhaften männlichen Deut,chen
und Angehörigen der österreichisch-ungarischen Mon¬
archie, die nach Ablauf der von der OMbehörde nach
Nr I. A. bestimmten Meldefrist das ’17. LebenSjah»
vollenden, soweit sie nicht -um aktiven Heer« oder »ne

VteAne gehören.
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im» vollendeten 60. Lebensjahre, die nach vbliuf »er
ven der Ortsbehörd « nach ft *. I . /«. bestimmten « tio **
frift ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in
das »teichsgebiet verlegen, soweit sie nicht zum aktlven
Heere oder zur aktiven Marine gehören.

Tiefe nachträglichen Meldung hat binnen *lu«t Wochen
iu erfolgen ; die zweiwöchige Frist beginnt in dem Falle
zu a) mit dem Tage nach der Entlassung aM dem Heere oder
der Marin «, in dem Falle zu b) mit dem ersten Tage deS
18. Lebensjahres , in dem Falle zu c) mit dem Tage nach
der Begründung des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen
Aufenthalts im »teichsgebiet.

Muster et«»» Anschlag»
(L , ff? . 1 ft ». I tu » H»1. I rötet* mf  sttzi » 4 de,

«Wtz« »r»mmg »«in 18. W17).

Melüung bei Stellen - ober Wohnungswechsel.
Scheidet ein nach m  I . Meldepslichttger vor Vollendung

-es 60. Lebensjahres aus der Beschäftigung bei ,emem
bisherigen Arbeitgeber aus oder wechselt er seine Wohnung,
so hat er dies spätestens am dritten darauf folgenden Werk¬
tag dem für seinen Wohnort und wenn er diesen wechselt
für seinen bisherigen Wohnort zuständigen EinberusungS-
»uk schufst mitzuteilen . Dabei hi etgjf neue Tätigkeit , ein
neuer Arbeitgeber , die neue Wohnung, sowie eine militätische
Einberufung anzugeben.

VI.
M-löedestätlgung.

Wer sich zur Eintragung in die Nachweisung persönlich
tider schriftlich meldet, oder die schriftliche Meldung durch
einen Beauftragten , z. B . den Arbeitgeber , abgeben läßt,
erhält von der Ortsbehörde , der von dieser angegebenen
Stelle , der Postanstalt (Postagentnr ) oder dem Emveru-
fungsausschuß als Bestätigung den gestempelten Ab reih¬
st reifen der Meldekarte , den er bei schriftlicher Meldung vor¬
her ordnungsmäßig auszufüllen hat.

Bn Mitteilungen über einen Stellen - oder WohnungS-
Ivechsel wird dem Meldepslichtigen sowie dem Arbeitgeber
vom Einberufungsausschuß eine entsprechende Bestätigung

*" " Tres, Bestätigungen sind sorgfältig «u^ ubewabren.
VN.

Slrafvsrschrtften.
Wer die Meldung nach Nr . I., die nachträgUck)« Mel¬

dung nach Nr . IV. oder eine Mitteilung nach Nr . V. schuld¬
haft unterläßt,

wer der Aufforderung des Vorsitzenden des Sinveru-
fungsausschusses »um persönlichen Erscheinen keine Folg«
leistet,

wer die Auskunft auf eine Frage des Vorsitzenden ode»
seines Vertreters verweigert , oder

wer sich der vom Vorsitzenden angrordneten ärztlichen
Untersuchung nicht unterzieht,

kann durch den Etnberufungsausschnß mit einer Ord¬
nunasstraft bis zu 100 Mark und. wenn die Geldstraft
nicht- beiz»treiben ist. mit Hast bis zu 3 Tagen bestraft
werden. Dft Geldstrafen werden wie Gemeindeabgaben bei-
getrieben. Einwendungen gegen die Zahlungspflicht haben
aufschiebende Wirkung . Dem Beitteibungsversahren hat ein
Mahnvet sichren voranzugehen ! die Mahngebühr betragt 0,50
Mark . Gegxn die Festsetzung der Straft findet Bichwerde a»
die beim Kriegsamt Berlin errichtete Zentralstelle statt:
die Beschwerde hat auffchiebende Wirkung.

Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldstrafe
bis zu 10 000 Mark wird bestraft, wer in seiner Meldung
(Rr ? I), nachträglichen Meldung (Nr . IV), Mitteilung über
Stellen - oder Wohnungswechsel (Nr . V) oder Auskunft-
«rtkilung gegenüber der Ottsbehörde ober dem Vorsitzenden
d« ' Emberufungsausschusses (Nr I) wissentlich unrichtige
oder unvollständige Angaben macht.

Di« gleich« Straft trifft denjenigen, welcher ach Grund
einer besonderen schttstlichen Aufforderung des Einberu.
sunasausschusseS eine Beschäftigung erhält , wenn er ln der
Mitteilung hiervon an den Ausschuß wissentlich nnttchttge
MchliBm macht.

vaterländischer Hilfsdienst.
Zeder im »teichsgebftte wohnhafte niännlich« DeuftchL

oder Angehörige der österreichisch-ungarischen Monarchie,
der das 17. Lebensjahr vollendet , hat sich spätestens 2 Wochen
nach diesem Zeitpunkt bei dem Einberusungsausschuß seines
Wohn- oder Aufenthaltsorts zur Eintragung in die Nach-
weilung der Hilfsdienstpflichttgen zu melden.

Zu gleichem Zwecke hat sich jeder männliche Deutsch«
oder Angehörige der österreichisch-ungarischen Monarchie
im Alter vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 60.
Lebensjahre, der nach dem 20. Dezember 1917 seinen Wohn,
sitz oder gewöhnlichen Auftnthalt in das Reichsgebiet ver¬
legt, der demselben Ausschuß zu melden, sofern er nicht zum
»ttiven Heere oder zur aktiven Marine gehört.

Die Meldung fomt persönlich oder schriftlich erfolge«.
Die schriftliche Meldung geschieht durch Abgabe der ord¬
nungsmäßig ausgefüllten vorgeschttebenen Meldekarte an
den Einberusungsausschuß des Wohn- oder Aufenthalts¬
orts oder durch Abgabe der ordnungsmäßig ausgefiillten
vorgEriebenen Meldekarte in offenem, an den Einberu,
sungsausschuß adressiertem, unfrankiertem Umschlag bei
einer Postanstalt (Postagentur ) gegen Aushändigung der
ausgefüftten und gestempelten Meldebeftätigung . Die«« Be¬
stätigung ist sorgfältig auszubewahren.

Die Leiter von öffentlichen oder privaten Anstalten
'Straf -, Besserungs-, Heilanstalten usw.) mit Einschluß der
ae.chlossenen Unterttchtsanstalten (Internate ) werde»: aus
vre Borschttsten des 8 5, des 8 S Abs, 4, des Z 15 und de»
§ lb Abs. .2 der Verordnung hingewiesen.

Wer die Meldung schuldhaft unterläßt , kann vom Ein-
oernsungsausschuß mit einer Ordnungsstrafe ins zu 100
Biark und, wenn die Geldstraft nicht beizutveiwn ist, mit
.Hast bis zu 3 Tagen bestraft werden. Gegen me Fest¬
setzung der Straft findet Beschwerde an die beim Knegsamt
in Berlin NW. 7, Fttedttchstr . 100, errichtete Zentral¬
stelle statt : die Beschwerde hat aufschiebeiwe Wirkung.

Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldstrafe
iis zu 10000 Mark wird bestraft , wer in der Meldung
wisi«ntt,ch unrichtig« oder unvollständige Angaben ma »ht.

Au' «ge D.
Muster eines Aushangs

nach 8 18 »er Bundesratsverordnung dom 1«. Novrntb»,
1917.

Hilfsdienst.
I Mitteilung des Stellen - und Wohnungswechsels

hilfsölenstpflichttgerArbeiter und Angestellter.
U. Meldepflicht bet Vollendung des 17. Lebensjahre».

I.
1. Scheidet rin hilfsdienstpflichtiger Arbeiter oder Au-

gestellter vor Vollendung des sechzigsten Lebensjahres aus
oer Beschäftigung bei seinem bisherigen Arbeitgeber aus
oder wechselt er »eine Wohnung, so hat er dies spätesten»
am dritten daraus folgenden Werktag dem für seinen Wohn-
ort . und, we»m er diesen wechselt, für seinen bisherigen
Wohnort zuständigen Einberufungsausschuh mitzuteilcn.
Dabet ist eine neue Tätigkeit , ein neuer Arbeitgeber , die neue
Wohnung sowie eine militättsche Einberufung anzngeben.

Der Einberusungsausschuß erteilt auf Verlangen eine
Bestätigung über die erfolgte Mitteilung.

s' ilfsdienstpflichtig und infolgedessen zu diesen Mitte"
'.ungen verpflichtet sind : .. . .

a ) alle männlichen Deutschen vom vollendeten siebzehn-
ten bis zum vollendeten sechzigstkn Lebensjahre, folveit
sie nicht zum Dienst in der bewasfiteten Macht einbe-
niftn sind, ^ , ,

b) alle männlichen « ngehöttgen der österreichisch-ungari¬
schen Monarchie dom vollendeten siebzehnten bis zum
vollendeten sechzigsten Lebensjahre , welche ihren Wohn¬
sitz oder ihren gewöhnlichen Auftnthalt im Gebiete des
Deutschen Reichs haben, soweit sie nicht zum Dienst
w tn b*wafflft *n Macht «inberuftn sind.
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«) Meienlfl»n deutschen  HUMienstdfltchtiae », »,» «ms
Grund einer Iieklörnation vom Disnst Heed; sDec m
den Marine zurückgestellt sind.
g Das Ausscheiden eines nach Nr . 1 zur Mitteilung

verpflichteten Hilfst ienstpflichtigen auS der Beschäftigung
hat auch der bisherige Arbeitgeber spätestens am dritten
darauf folgenden Werktag dem für den bisherigen Wohnort
de» MeldepfUchtigen zuständigen Einberufungsausschuß urit-
jrttrilen . ^

3. Wer die nach »dv. 1 >ode, Rp . 9 vorgeschrrebenen « ,t-
ttilungen schuldhaft unterläßt , kann durch Beschluß de»
EinberuftlnzsausschusieS mit einer Ordnungsstrafe div zu
100 Mark , und, wenn die Geldstrafe nicht bei»utre 'oen ist.
mit Haft bis zu 0 Tagen bestraft weiden . Tue Geldstrafen
werden wie Gemeinden bM den beigetrieben . Einivendungen
gegen di« Zahlungspflicht haben aufschiebende Wirkung.
Dem Dritreibungöverfahren hat ein Mahnverfahren vm.an-
zugehen ; vre Mahngebühr beträgt 0,50 Mark . Die Geld-
straftn fließen in die ReichSkass«. Gegen die Frsftetzung
der Strafe ftndet Befchwerd« an die beim KriegKamt iir
Berlin NW . 7, Friedrichstraße 100, errichtete Zentralstelle
statt : die Beschwerde hat aufschiebrnde Wirkung.

Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldstraft
bis zu 10 000 Mark wird bestraft, wer in einer Mitteilung
nach Nr . 1 oder Nr . 3 wissentlich unrichtige oder unvoll-
nachständig» Angaben macht.

Jeder- im Reichsgebiet wohnhafte männlich« Deutsch«
oder Angehörige der österreichisch-ungarischen Monarchie,
der das 17 . Lebensjahr vollendet,  hat ,ich ,Pa-
testenö 2 Wochen nach diesem Zeitpunkt be, oem Einbe-
rufunasausschuß fernes Wohn- oder Aufenthaltsortes zm
E , n t r a g u n g in die Nachweisungen der Hrlfsdienstpfltch-
rigen zu melden.

Die Meldung kann persönlich oder schriftlich erfolgen.
Die schriftliche Meldung geschieht durch Abgabe der ord-
nungsmäßrg ausgesüllten vorg ŝchriebenen Meldekarte an
oen Einkerufungsausschuß des Wohn- oder Aufenthaltsorts
des Meldepflichtigen oder durch Slbgabe der ordnungsmäßig
ansaefüllten vorgeschriebenen Meldekarte in offenem, an
den Einberufungsausschuß adressiertem , unfrankiertem Um-
,'chlaa bei einer Postanstalt (Postagentnr ) gegen Aushändi¬
gung der ausgefüllten und gestempelten Meldebestatigung.
Diele Bestätigung ist sorgfältig auszubewahren.

Wer die Meldung schuldhaft unterläßt , ton , baut Ern-
berustingsausschuß mit einer Ordnungsstrafe bis zu 100
Mark und. wenn die Geldstrafe nicht beizutreiben ist, mit
Lmst bis zu 3 Tagen bestraft werden . Gegen dre Festsetzung
der Straf , ftndet Beschwerde an die beim Kri-gSamt tn
Berlin NW . 7 , Friedrichstraß« 100, errichtete Zentralstelle
statt : dre Beschwerde hat anfschiebende Wirkung .

Mrt Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldstraft
bis ;u 10 000 'Mark wird bestraft , wer in der Meldimg
wi,ftntlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht.

Belanrrtmachurrg
«b»r die Siegel»»« Ui  Betriebes»er Heiz»«ßs-,

LLftungs- »,d W»rm»asierdereit«»gsa«laße».
Auf Grund des 8 1 der Bekanntmachung über Elektri¬

zität und Gas . sowie Dampf , Druckluft , Heiß- und Lei-
tungöwasser vom 21 . Juni 1917 (R .-G -Bl G .543) und
htx  1 , 3 mch,8 der Bekanntmachung über Elektrizität und
Vas vom 3. Oktober 1917 (R .-G .-Bl . €J. 879) wird be¬
stimmt:

I 1
Der Reichskommtft'ar für die Kohlcnvrrteilung überträgt

die ihm zustehenden Befugnisse hinsichtlich der Regelung de»
Betriebes von Heizungs - , LüstnngS - und̂ Warmwasserberei¬
tungsanlagen in Wohn- , Dienst » und Geschäftsräumen alle,
Art in Gemeinden mit mehr als 10000 Einwohner auf dir
Gemeinde-BoÄtände , im übrigen auf die Vorstände der
A»nrmumrv»- r» änd«.

rtVfrt befchrLnkt.

Di » Bestimmungen der ^andeSzentralbehörden dartzber,
wer im Siiüie des 8 16 der Bekanntmachung des Reichs¬
kommissars für die Kohlenverteilung über die Brennstofl-
versoraung der Haushaltungen , der Landwirtschaft und des
Kleingeiverbes vom 19. Juni 1917, abgedruckt in Nr . 1 .4
des Reichsanzeiger vom 24. Juli 1917. als Kommunalv -r-
band Gemeinde , Vorstand des Kommunalverbandes und
als Gemcindevorstand anzusehen ist, gelten auch für d,e,e

Bekanntmachung . ^
Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen , lvelche

von den mir der Regelung des Betriebes von Heizung -.
Lüftungs - und Warmwasserbereitungsanlagen beauftragleu
Stellen auf Grund dieser Verordnung erlassen worden sind,
werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mir Gels-
ftmft bis zu 10000 Mark oder mit einer dieser Straft«
bestraf«.

» fc
Diese Bestimmungen treten mit dem Tage «hrrr « »*-

ösftnrltchung im Deutschen Retchsanzeiger in Kraft.
Berlin , den 18. Oktober 1917.

«cv « -ich»k»« *,isiar für di- » . hl-nv-rt- il»««.
Stutz.

yerordrm « a
über Gi«fchrtnku »s d-» Br -»»st»ffv-rdr »uch».

Auf Grund des 8 12 tzer Bundesratsbekanntmachun,
vmn 25 September und 4. Noveinber 1915 (R .-G .-Br . S.
728) in Verbindung mit der Bekanntmachung des Rtrch«-
kommiisars für die Kohlenverteilung vom 18. Oktober 191.
wird für das Gebiet des Unterlahnkveises folgendes be¬
stimmt:

8 1.
Der Kreisausschuß bestimmt , in welchen Zeiten das

Herzen verboten ist.
8 9.

Be » Heizung von Räumen soll di» Wärm « »m allgenun-
n*n 18 Grad S . nicht übersteigen.

8 r
In Privatwohnungen dürfen mit « rrnnstosftn aller ARtz

(Kohlen . Briketts , Koks, GaS, Elektrizität . Torf ) die Küch»
und höchstens bei Wohnungen bis zu 3 Zimmern 1, bi»
zu 5 Zimmern 2. bis zu 7 Ziinmern 3, über 7 Zimmern
4 Räume geheizt werden . Die Beheizung der Baderaume ist
nur während der Badezeiten gestattet . Die Ortspolrze^
brdörden haben das Recht, nach Zustimmung des Vorsitzen-
den des Kreisausschussrs dir Zahl der zu beheizenden Raum,
noch herabzusetzen.

Die Meter haben dem Zentralheizungsverpflichtelen
die Räume , die sie beheizen wollen , zu bezeichnen. Eine
.Heizung anderer Räum « ist verboten . Der HeizungSver-
pflichftch hat in den vermieteten Räumen die Heizkorvek, dft
mcht benutzt werden dürftn , unbenutzbar zu machen.

Wenn der Betrieb von ^Warmwasserheizungen verboten
wird , so wird dem Verbot auch dann genügt , wenn das
Wasser zur Abwendung der Frostgefahr zum Teil umlauft.

8 «.
In Geschäftshäusern , behördlichen Räumen , Fabriken,

ist die Heizung aller Treppenhäuser , Vorplätze, Magazine,
Lagerräume , Aktensäle usw. verboten.

In Fabrikbetrieben soll deic Wärmegrad im allgeme .nen
15 vrod C. nicht übersteigen.

8 8
Dre Wärine in Theatern , Konzertfälen . Versammlungs¬

räumen darf bei Beginn der Veranstaltungen 14 Grad C,
in Schulen 16 Grad E. nicht übersteigen.

» 9.
Lichtspielhäuser dürfen nur geheizt werden , wenn d»e

Außenwärm» morgen» 9 Uhr unter 6 Gpa» U betragt.
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bie .fyilftt ber btv  allgemeinen Benutzung von
nenden Raunte geheizt werden. .Die OrtSpolizeibehör̂ en
haben das Recht, nach Zustimmung des Vorsitzenden des
Kreisausschusses die Zahl der zu beheizetwen Räume noch
herabzusetzen.

8 11.
Dft Lüftung der Räume ist nach Möglichkeit zu beschrän¬

ken. Künstliche Lüftungsanlagen dürfen nicht in Betrieb
gesetzt werden.

8 12.
Krankenhäuser und Erholungsstätten , Säuglings - und

Kinderheime, die unter ärztlicher Aufsicht stehen, Kranken¬
zimmer und Schlafzimmer von Personen, die über 35 Jahre
alt ftiTi», bleiben bis aus weiteres von den Vorschriften dresrt
Verordnung befreit.

8 13.
Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Verordnung

kann der Kreisausschuß auf eingehend zu begründenden
schrislsich-en Antrag zulassen.

8 14.
Wer den vorstehenden Anordnungen zuwiderhandelt,

wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe
bis -,u 10 000 Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft.

8 is.
Diese Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung im

Amtlichen Kreisblatt in Kraft.
Diez,  den 10. Dezember 1817.

Der KretSanSschnst *e4  Unter !«!,»kreise'.
gez. Duderstadt.

Tgb. Nr . 8909  K . W. Bi »z,  len 11. S «tz»r ß«» 1117.
An lie Herren * »rger « «ister M Kreises.

- itrtäbt mm« »e « 9anHnwf « | 8ew | t (*
für », » K«1e»derj«tzr 1917.

Auf Grund des - 101 der Ausführungsbestimmungen
zum Reichsstempelgesetzwerden die zur Entrichtung der
Abgabe vom Warenumsatz« verpflichteten, gewerbetreibenden
Personen und Gesellschaften in den Landgemeinden des
Unterlahnkreises aufgesordert,den gesamten Betrag ihre»
Warenumsatzes im Kalenderjahr 1917 bis spätesten» zum
31. Januar 1918 der Unterzeichneten Steuerstelle schrift¬
lich anzumelden und di« Abgabe gleichseitig mit der Anmel¬
dung an die KreiSkommunalkasse Hierselbst einzusenden.
(Postscheckkonto 10842 Frankfurt a . M. und Landesbank-
konto Nr . 110.)

Als steuerpflichtiger Gewerbebetrieb gilt «uch der Be¬
trieb der Land- und Forstwirtschaft , der Viehzucht, der
Fischern und des Gartenbaues sowie der BergiverkSbetrieb.

Beläuft sich der Jahresumsatz auf nicht mehr als 3000
Mark , so besteht eine Verpflichtung zur Anmeldung und
eine Abgabepflicht nicht.

Wer der ihm obliegenden Anmeldungsverpflichtnng zu¬
widerhandelt oder über die empfangenen Zahlungen oder
Lieferungen wissentlich unrichtige Angaben macht, hat eine
Geldstrafe drrwirkt , welche dem zwanzigfachen Betrage der
hinterzogenen Abgabe gleichkommt. Kann der Betrag der
hln'terzogenen Abgabe nicht sestgeftellt werden, so ' tritt
Geldstrafe von ltz0 Mk. bis 30 000 Mk. ein.

Zur Erstattung ber schriftlichen Anmeldung sind Vor¬
drucke zu verwenden, die bei der Unterzeichneten Steuer¬
stelle kostenlos zu haben sind.

Steuerpflichtige sind zur Anmeldung ihres Umsatzes
verpflichtet, auch wenn ihnen vnmeldungsvordrucke nicht
zugegangen smd.

Der Krei »a«»schust de» Unterlahnkreise ».
— War<numsatz.« 1eu<rst,lle. —

Di« X«chp« tf»ng ler AsritckstellnnMn landwirtschaft¬
licher Betr,eb »leit«» »i* landwirtschaftlicher Arbeiter Inrch
d«» Kne'g»wirtschast»amt in » vanVfurt «. tt findet im Hes
von Holland zu Vtez  wi « folg» stutt:

Am 19. Dezember für die Gemeinden : Rltindier , Att «,»-
Yausen, Aull , Balduinstein , Becheln, Berg hausen, Bernorety,
Biebrich, Birlenbach , Bvembeig, Burofchtvalbach, Dftz , Dau¬
senau, Dejsrghofen, Dörnberg , Dornholzhausen, tprenred,
Flacht , Freiend,ez.

Am 20. Dezember für die Gemeinen : Geilnau , « eisig,
«ückmoen, Gutenacftr , Hahnstätten , Heistenbach, Herold,
Hömberg, Holzappel, Holzheim, Isselbach, Keltenholzhausen,
Kemmenau, Klingrlbäch, Kördorf, Lohrheim, Lollschied,
Mflse.'berg, Mittelfischbach Nassau, Retzbach Riederneiftn,
Niedertiefenbach, Oberfischbach Obemeisen

Am 21. D^ embe» für die « emeiiwen : Pohl , Reckenioty,
Rettert , Roth , Ruvprnrod , » chaumburg, Scheidt. Gchid» -
heim, Gchönborn, Gchweighaufen, « relbech, Mngh «fen,
GternSkerg, Snlzbuch, Winden.

Da» Geschäft beginnt » » rmittugs 99k  Uhr.
G» haben zu erscheinen die Herren Bürgermeister und j«

2 Mitglieder de» Wirtfch«ft»«u»schusft» der beteiligten Ge¬
meinden.

Gi« wollen letzter» — - ie Mitglieder de» Wirtschests-
eu - schussO» —- dazu einladen und eine Bescheinigung über
di» erfolgte Ladung folgenden Wortlaut « im Termine drr-
fegen:

„Ich bescheinige hiermit , aus den . » « t«.
>!«ch Diez geladen zu fein."

.Mezembe » 1417.
(Unterschrift.)

Etwa noch nicht eingereichte tzkachweiftivOt» über zu-
röckMellte landwirtschaftlich« Betriebllefter und landwiA-
schaftlichr Arbeiter sind sofort, aber spätesten« zum 18. br.
Rt «. auf dein vorgeschriebenen Formular hier vorzulegen.

Kriest»t»irtfch«ft»stelle des Nnterlahnkreise»
A « .!

Schön , Krei»depu!ier !er.

l. 10158. Diez,  den 10. Dezember 1917.
Gelauutmach»»«.

Der Herr Regiemngspräsident in Wiesbaden hat de«
rvangel. Ei^iehungsverein des Dekanats Nassau die Ge°
nehniizung zur Veranstaltung einer Saussammlung erteilt.
Als Zeitpunkt der Einsammlung ist der Monat Oktober
1918 und als räumliches Gebiet der Kreisshnodalbrzirk
(Dekanat) Nassau bestimmt, aus dessen Einwohner die Häu» -
sammluog zu beschränken ist.

Der L««drat
» , .r

ZImmermenn.

1 10159 . Diez,  den 10. Dezember 1917.
Bekanntmachuug.

D«r Herr Regiemngspräsident in Wiesbaden hat dem
evangel. Erziehungsverein der Kreissynode Diez hie Geneh¬
migung zur Veranstaltung einer Haussammlung erteilt . AIS
Zeitpunkt der Einsammlung ist der Monat Oktober 1918
und als räumliches Gebiet der Kreissynodalbezirk (Dekanat)
Diez bestimmt, aus dessen Einwohner die Kollekte zu be¬
schränken ist.

Der Landrat.
I . B. r

Rinmtrmong.

J -Nr . II . 14 517. Diez,  den 7. Dezember 1917.
A» die Herren vür «er « eifter

«etr . « «ifevpflege,eld-« »forderutt«»list««.
Die Waisenpslegegeld-Ansordemngslisten für das 9.

Vierteljahr 1917 (1. Oktober bis 31. Dezember d. IS .) find
mir bis spätestens 27 . Dezember  d . Is . vorzu-
l-gen. Die Bescheinigung auf dem Verzeichnissedarf nicht
vor dem 20. d. Ms . datiert sein.

Xtv Formulare gehen in den ersten Tagen an » ie ab.
Der Termin ist genau einzuhalten und

darf nr 'cht überschritten werden.
Der Landrat
» « » i,st « d^
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